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I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Nachzahlung von Ziranke,,Versicherungsbeiträgen an
die Bezirkskrankeukassa.

Entscheidung des k.k.Verwalt,uigsgerichtshofes vom 18 .Jänner
1902 , Z . 581 (M .-B .-A. I , Z . 15052 ex 1902 ).

Im Ramm Seiner Mas Ml des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshos hat unter de», Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Ritter v. Hennig , in Gegenwart der Räte des k. k. Vcrwaltungs-
gerichtshofcs Zenker , Dr . Klceberg , Trupa und Ritter v. Falser , dann
des Schriftführers k. k. Rat -Sekretärs -Adjunkten Dr . Freiherrn v. Sternbach,
über die Beschwerde der Allgemeinen wechselseitigen Kapitalien - und Renlen-
versicherungsgesellschaft ..Austria " in Wien , gegen die Entscheidung des k. k.
Ministeriums des Jnnern vom 27 . März 1901 , Z . 7666 , betreffend die Nach-
zahlung von Krankenvcrsicherungsbeiträgeu an die Bezirkskrankenkassa in Wien
nach der am 18 . Jänner 1902 ' dnrchgeführten mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Dr . Ritter v . Wicdenfeld,  Hof - und Gerichtsadvokateu in Wien , als
Vertreter der Beschwerde , dann des k. k. Ministerial -Vize -Sekretärs Edlen
v. Oesany  in Vertretung der belangten Behörde , zu Recht erkannt : Die
Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
Mit der angefochtenen Entscheidung hat das Ministerium des Jnnern

im Justauzenzng ' ausgesprochen , daß die beschwerdesührende Gesellschaft zur
Nachzahlung von Krankenversicheruugsbeiträgen für ihre Angestellten vom
Beginne der Wirksamkeit des Krankenversicherungsgesetzes , beziehungsweise rück-
sichtlich jener Bediensteten , welche später in die Beschäftigung eingetrelen sind,
von diesem Zeitpunkte an verpflichtet sei.

Die Beschwerdeführerin fühlt sich in ihren Rechten dadurch verletzt , daß
die Verpflichtung zur Nachzahlung der Versicherungsbeiträge an die Wiener
Bezirkskrankenkassa auch für die Zeit vor dem 2 . Mai 1895 ausgesprochen
wurde , das ist vor dem Tage , an welchem die die Versicheruugspflicht der bei
der genannten Gesellschaft in Wien beschäftigten Personen aussprechende Ent¬
scheidung des Ministeriums des Jnnern , Z . 11370 , vom Jahre 1895 erfloß.
Sie beruft sich diesbezüglich in erster Linie auf die Entscheidung des Ministeriums
des Jnnern vom 10 . Jänner 1891 , Z . 26668 , mit welcher rechtskräftig aus¬
gesprochen worden sei, daß die Bediensteten der beschwcrdeführenbeu Gesellschaft
der Krankenversicheruugspflicht nicht unterliegen . Diese Berufung ist unzutreffend,

denn mit der l-tzerwiihnten Entscheidung wurde lediglich in der damals streitig
gewesenen Frage , ob die Beamten und Bediensteten der Prager General-
Repräsentanz der beschwerdeführenden Gesellschaft bei der Bezirkskrankeukassa
in Prag zu versichern seien , ausgesprochen , daß die bezeichnet -,, Personen der
Krankeuversicheruugspflicht nicht unterliegen . Da eine Entscheidung nur be¬
züglich des konkreten Streitobjektes und nur zwischen den streitenden Parteien
Recht schaffen kann , so halte die erwähnte Entscheidung Rechtswirksamkeit und
Rechtskraft nur im Gegenstände der Versicherungspfiicht der Angestellten der
Prager Repräsentanz und nur der Prager Bezirkskrankeukassa . Nur letztere
war in de». Streite besangen , während die Wiener Bezirkskrankeukassa daran
in keiner Weis - beteiligt war , bezüglich ihrer auch eine Entscheidung nicht
getroffen und ihr die Entscheidung deS Ministeriums vom 10 . Jänner 1891
auch gar nicht zugestellt wurde . Es ist daher auch nicht richtig , daß diese Ent¬
scheidung mit der Entscheidung des Ministeriums des Innern vom 2 . Mai
1895 , Z . 11370 , aufgehoben wurde . Mit der erster -,, Entscheidung hatte sich
die letztere gar nicht zu befassen , weil sich diese nur auf die in Wien angestellteu
Personen der „Austria " und auf die Wiener B -znkskrankenkassa bezog . Eine
Entscheidung hinsichtlich der Angestellten des Wiener Unternehmens und der
Wiener Bezirkskrankeukassa war vorher überhaupt nicht erflossen . Die letztere
Entscheidung hatte daher , da im Hinblick ans die nach dem Krankenversicheruugs-
gesetz sx logo eintreteude Versicherungspflicht die Entscheidung über die Kranken¬
versicherungspflicht bestimmter Personen nicht konstitutiven , sondern lediglich
deklaratorischen Charakter hat , rückwirkende Kraft , das heißt sie muß zurück-
bezogen werden auf den Tag des Beginnes der Wirksamkeit des Kraukeuver-
sicherungsgesetzes.

Durch diese Erwägungen erscheint auch sofort di - weitere E, „ Wendung
der Beschwerde widerlegt , daß die Entscheidung des Ministeriums vom
10 . Jänner 1891 sich auf alle Angestellten der „ Austria " bezogen Hab-, was
noch damit besonders begründet werden will , daß diese Entscheidung über einen
Rekurs der „Austria " , nicht der Prager General -Repräsentanz erflossen sei.
Diese letzte Einwendung ist darum hinfällig , weil , wie bereits erwähnt , die
Entscheidung nur über den Streit zwischen der Prager Bezirkskrankenkassa
und der Gesellschaft „ Austria " hinsichtlich der bei der Prager General-
Nepräseutauz beschäftigten Personen erfloß . Daran ändert der Umstand nichts,

! daß die geschäftlichen Verhältnisse sowohl bei dem Wiener Bureau als bei dcr
Prager General -Repräsentanz die gleichen sind , und daß die Rechtsfrage,
welche im Jahre 1891 vom Ministerium des Jnnern im entgegengesetzten
Sinne gelöst worden ist, die gleiche war . Denn die materielle Rechtskraft ist
nicht schon durch die Gleichheit der Rechtsfrage , beziehungsweise der in einer
Entscheidung zum Ausdruck gelaugten Rechtsanschannng gegeben , vielmehr
erfordert sie einerseits die Identität des Streitobjektes , andererseits die
Gleichheit der Streitparteien . Da vorliegendeufalls keine dieser beiden Vor¬
aussetzungen , wie oben gezeigt , gegeben ist, kann sich die beschwerdesührende
Gesellschaft nicht auf die Rechtskraft eines Erkenntnisses der Verwaltungs¬
behörden , welches sie pro prastsrito von der Zahlung der Versichernngs-
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beitrage für ihre Wiener Angestellten liberieren würde , berufen , und ist somit
ihre aus dem Gesetze fließende Nachzahlungspflicht vom Zeitpunkte des Beginnes
der Versicherungspflicht unberührt geblieben.

Der Verwaitnngsgerichtshof mußte sohin mit der Abweisung der Be¬
schwerde Vorgehen.

2 .
Unzulässigkeit , ein bereits eingeleitetes Strafverfahren

ohne Enderkenntnis einzustellen.
Entscheidung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Februar

1902 , Z . 10945 (Mag .-Abt . XVII Z . 1636 ex 1902 ) :
Die k. k. Statthalters findet über den Rekurs des N . N ., Gas - und

Wasserleitungs - Installateurs in Wien , gegen den Bescheid des magistratischen
Bezirksamtes für den XVIII . Bezirk vom 8. August 1901 , Z . 28531 , mit
welchem dem Genannte » aus Anlaß eines von ihm bewirkten Einbaues einer
mittels Dampfkraft betriebenen Pumpe (Pulsometers ), sowie ans Anlaß eines
Falles des Ausziehens zweier außer Betrieb gefitzter Brunnenröhren bei Her¬
stellung einer Wasserleitung unter Strafandrohung anfgetragen wurde , derlei
in den Berechtigungsumfang eines anderen Gewerbes fallende Arbeiten in
Hinkunft zu unterlassen , den angefochtenen Bescheid als ungesetzlich zu beheben.

Zur Begründung dieser Entscheidung wird einerseits bemerkt , daß mit
Rücksicht auf Z 36 , al . 2 der Gewerbeordnung die Gewerbebehörden I . Instanz
überhaupt nicht zuständig sind , Zweifel über den Umfang einer Gewerbe¬
berechtigung durch Entscheidungen zu beseitigen , sondern die Entscheidung der
politischen Landesbehörde einzuholen haben . Dort , wo solche Zweifel als gegeben
nicht erachtet werden , haben die Gewerbebehörden I Instanz , falls eine Über¬
schreitung der Gcwerbeherechtigung vorliegt , die Slrafamtshandlung nach dem
VIII . und IX . Hauptslücke der Gewerbeordnung cinzuleiten und durchznfUhrcn,
eventuell gegenüber dem zur Verantwortung gezogenen Beschuldigten mit einem
lossprechenden Erkenntnis vorzngehen , keineswegs aber das einmal von amts-
wegen eingeleitete und durch die Einvernahme des Beschuldigten bis zur münd¬
lichen Strafverhandlung im Sinne des Z 147 der Gewerbeordnung gediehene
Strafverfahren ohne Enderkenntnis einzustellen.

S

Gewerbeentziehnng wegen strafgerichtlicher Ver¬
urteilung nach K Sit . r» der Gewerbeordnung.

Zirkular -Erlaß der k. k. Statthalterci vom 28 . Februar 1902,
Z . 15844 (Mag .-Abt . XVII , Z . 1738 ex 1902 ) :

Es ist vorgekommen , daß Gewerbebehörden erster Instanz nach Ver-
urteilungen von Gewerbetreibenden wegen Verbrechen , wenn auch das er¬
kennende Gericht ohne Aufschub gemäß Z 30 des Strafgesetzes die Mitteilung
gemacht hatte , erst nach Verlauf von Jahre » ans Grunh des Z 138 , iit . rr
mit der Gewerbeentziehung für immer oder ans eine begrenzte Zeit vor¬
gegangen wurde.

Infolge Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 11 . Februar
1902 , Z . 2468 , werde » nun die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener-
Magistrat (Abteilung XVIl ) mit seinen Bezirksämtern , dann die Stadträte
in Wiener -Neustadl und Waidhofen an der Abbs beauftragt , in solchen
Fällen bei Handhabung der Bestimmungen des 8 138 , Iit . -r der Gewerbe¬
ordnung die Amtshandlung unmittelbar nach der strafgerichtlichen Verur¬
teilung dnrchznfllhren.

Sollte seitens eines Gerichtes die durch Z 30 des Strafgesetzes vor-
geschriebeue Mitteilung der Strafakten etwa einmal unterlassen werden , so
wäre hierüber zu berichten.

4 .
Zuschläge znr allgemeinen Erwerbsteuer für die

Handels und Gcwerbekammer.

Erlaß der k. k. Finanz -Lnndes -Direktion vom 15 . Mürz
1902 , Z . 17011/VIll , Mag .- Abt . XIX , Z . 957 6x1902 , an die k. k.
Steueradulinistrationen und magistratischen Bezirksämter:

Zufolge Ersnchschreibens dir Handels - und Gewerbekammer für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns erhalten die . in der Anlage
ein Verzeichnis jener der allgemeinen Erwerbsteuer unterliegenden Gewerbe
und Beschäftigungen , welche laut Beschlusses der k. k. Wahl -Kommission sür
die n .-ö. Handels - und Gewerbekammer in die Wählerlisten für die dies¬
jährige Neuwahl in die Kammer nicht eingereiht wurde » , für welche Be¬
triebe daher Handelskammerumlagen nicht vorzuschreiben sind . Laut Mit¬
teilung der genannten Wahl -Kommission war dieses Verzeichnis zuerst im
Jahre 1884 sestgestellt worden und wurde dann bei den Wahlen 1893 und
1896 ergänzt.

Anläßlich der Einbeziehung einer Reihe von Unternehmern unter die
Erwerbsteuerträger durch das neue Personalsteuergesetz wurde im Jahrs 1898
eine weitere Anzahl von bis dahin nicht Erwerbsteuerpflichtigen als nicht zu
den Kammerwählern gehörig ausgeschieden . Endlich hat die neue Wahl¬
ordnung gewisse Betriebe ausdrücklich vom Wahlrechte ausgeschlossen und
wurden diese ebenfalls in dem Verzeichnisse angeführt . Zufolge Beschlusses

der mehrgenannten Wahl -Kommission wurden hingegen in die Wählerliste
eingereiht jene Handel - und Gewerbetreibenden , welche in Wien eine
staatliche Erwerbsteuer von weniger als 10 X , aber mindestens von 8 X zu
entrichten haben , wobei hinsichtlich der letzteren nachstehende Erwägungen
maßgebend waren:

RUcksichtlich der Bestimmung des Z 2 der Wahlordnung , wonach „jeden¬
falls die Entrichtung des dem Minimalzensus für die Wahlberechtigung
zum Landtage gleichkommenden Betrages an jährlicher , in der betreffenden
Gemeinde vorgeschriebener Erwerbsteuer genügt " , wurden auf Grund des
Landesgesetzes vom 1. August 1896 , L.-G .-Bl . Nr . 58 , Z 12 , Z . 1 und 2,
konform mit der Wahlordnung (Z 2) zunächst rücksichtlich der Wahlberechti¬
gung in der IV . und V . Wahlkurie alle jene eingereiht , welche mindestens
10 X Erwerbsteuer zahlen.

Mit Rücksicht ans ß 12 , Zahl 1 I. e., wonach in Wien überdies auch
jene Landtagswähler sind , welche zur Wahl der Gemeindevertretung berechtigt
sind , und ans Grund des Z 4 der mit Landesgesetz vom 24 . März 1900,
L.-G .-Bl . Nr . 17 , erlassenen Gemeinde -Wahlordnung wurden für Wien anch
noch alle jene in das Wählerverzeichnis ausgenommen , welche in Wien zwar
weniger als 10 X , jedoch mindestens 8 X an jährlicher allgemeiner Erwcrb-
steuer entrichten . Dabei war die Ansicht maßgebend , daß nach der Verweisung
im Z 2 der Kammer - Wahlordnung auf den Landtagszensus nicht bloß der in
der Landtags -Wahlordnung selbst angegebene , sondern auch jener Zensus in
Betracht zu ziehen ist, welcher auf Grund der sonstigen Bestimmungen der
Landtags -Wahlordvung , beziehungsweise der dort bezogenen Gemeinde -Wahl¬
ordnung das Wahlrecht in den Landtag gewährt.

Dies trifft bei Wien insofern zu , als alle jene Erwerbsteuerträger , welche
wenigstens 8 X allgemeine Erwerbsteuer zahlen , zur Gemeindevertretung und
damit auch zum Landtage wahlberechtigt wurden . Bon den übrigen Bedingungen
für das Gemeindewahlrecht (24 . Lebensjahr , österreichischer Staatsbürger,
männliches Geschlecht, Wohnsitz in Wien und Entrichtung der Steuer seit
einem Jahre ) muß abgesehen werden , weil das Handelskanrmergesetz und die
Handelskammer -Wahlordnung diese Bedingungen nicht kennen und mir lediglich
den Hinweis auf den Landtags -Wahlzensus enthalten.

Bei der gemäß 8 21 , Abs. 3 des Handelskammergesetzes vom 29 . Juni
1868 , R .-G .-Bl . Nr . 85 , vorzunehmenden Vorschreibung der Handelskammer¬
beiträge zur allgemeinen Erwerbsteuer wird sohin im Sinne der oben ange¬
führten Beschlüsse der k. k Wahl -Kommission für die niederöflerreichische
Handels - und Gewerbekammer vorzngehen sein.

Bezüglich der Vorschreibnng der Handelskammerbeiträge für die der Er-
werbstener nach dem II . Hanptstücke des Personalsteuergesetzes unterliegenden
Unternehmungen hat es bis auf weitere Weisung bei dem bisherigen Vor¬
gänge zu verbleiben . Hiebei wird insbesondere auf den h. o. Erlaß vom
14 . Juli 1899 , Z . 29170 (enthalten in der Nummer XII der Beilage „ Gesetze,
Verordnungen rc ." znm Amtsblatte der Stadt Wie » , Jahrgang 1899 , unter 7)
Bezug genommen.

(Beilage dieses Erlasses .)

Verzeichnis der Nichtwahlberechtigten.
1885 : Advokaten , Aquarien -Jnhaber , Unternehmer von Konzerten und

allen übrigen noch nicht speziell angeführten Schaustellungen und Pro¬
duktionen , Kondnktansager , Dienstvermiltler , Eislanfplatz -Jnhaber , Gesangs¬
lehrer , Harfenisten , Heilanstalten , Hutschen - und Wursteltheater -Jnhaber,
Kranken - und Leichenvereinsagenten nnd Kassiere , Kunstreiter , L hr - und Er¬
ziehungsanstalten , Menagerie - Inhaber , Musiklehrer , Musiker und Musik-
Direktoren , Naturalienkabinetts -Jnhabcr , Notare , Panorama -Inhaber , Privat-
geschäftsvermittler (Privatagenten ), Neitschnl -Jnhaber , Ringelspiel -Inhaber,
'Schießstätten , Singspiel -Inhaber , Sprachschul -Jnhaber , Tanzlehrer , Theater-
Unternehmungen , Volkssänger , Zaubertheater -Jnhaber , Zeichenlehrer , Zeilungs-
herausgeber.

1893 : Bedürfnisanstalten , Wagen -Automaten.
1896 : Buchmacher , Hausadministratoren , Masseure.
1898 : Ärzte , Bildhauer , akademische, Komponisten , Fechtmeister , Grund-

Pächter , Hebamme « , Jagdpächter , Journalisten , Kegelbahn -Inhaber , Künstler,
Lotto -Kollekturen , Lnftschiffer . Maler , akademische, Mautpächter , Organisten,
Postmeister , Privatlehrer , Professoren , Regenschori , Schriftsteller , Stenographen,
Tahak -, Zigarren -, Stempel - nnd Briefmarkcn -Berschleiß , Tierärzte , Ton-
künstler , Versicherungstechniker , Verteidiger in Strafsachen.

1901 : Tabak - , Zigarren -, Stempel - und Briefmarken -Verschleiß , Pulver-
Verschleiß.

5 .
Verpflichtung des Zwangsverwalters einer Nealität
zur Bezahlung der nach eingetretenem Wechsel in
der Person des Eigentümers fällig werdenden Neal-

steuern.

Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 4 . April
1902 , Z . 4487:

„Der k. k. Oberste Gerichtshof hat in der Zwangsverwaltungssache des
Albert Kätscher,  Realitätenbesitzers in Wien , betreibenden Gläubigers , ver¬
treten durch Dr . Jerusalem  widir Leopold Adle  r , Hausbesitzer in Wien,
Verpflichteten , vertreten durch Dr . Max Modern  wegen 60 .000 X, 73 .150 X
und 66 .000 X samt Nebengebühren infolge Revisionsreknrses der k. k. n .-ö.
Finanzprokuratur ooe . des k. k. Ärars nnd der Kommune Wien gegen den
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Beschluß des k. k. Landesgerichtes in Wien als Rekursgerichtes vom 18. Fe¬
bruar 1902, G.-Z.-R. XV 79/2, insofern mit demselben der Teil des Be-
schlusses des k. k. Bezirksgerichtes Rudolfsheim vom 10. Jänner 1902,
G.-Z.-E- 61/1, mit welchem der Betrag von 634 X 56 b aus den Ertrags-
Überschüssen des Reales Grundbuch Rudolfsheim Einl.-Z. 1506 dem k. k, Ärar
zur teilweisen Berichtigungder augemeldeten Steuerforderung von 1753 X
92 b und die Interventionskosienper 20 X zugewiesen wurde, dahin ab-
geändert worden ist, daß ein Teilbetrag von 453 X ausgeschieden und dem
Verpflichteten Leopold Adler,  beziehungsweise Uber dessen Zustimmung der
Albine Jirusek  zugewiesen wurde, folgenden Beschluß gefaßt:

Dem Revissonsrekurse wird Folge gegeben, der Beschluß des Rekurs¬
gerichtes abgeändert und der des Bezirksgerichtes wieder hergcstellt.

Gründe:
Der Anschauung des Rekursgerichtcs, daß bei der bei Einstellung der

Zwangsverwaltung nach Z 130 E.-O. zu erstattenden Schlußrechnungdes
Zwangsverwalters die Bestimmungen der ZH 122 und ff. E.-O. nicht in An¬
wendung zu kommen haben, ist beizupflichten.

Dies enthebt jedoch den Richter nicht der Pflicht, über eine solche Schluß¬
rechnung wie Uber eine nach § 115 E.-O. erstattete das Verfahren nach
8 116 E.-O. und ff. cinzuleiten. Der Beschluß des ersten Richters, mit welchem
zur Erledigung der am 19. Oktoberv. I . gelegten Schlußrechnung des Zwangs¬
verwalters eine Tagsatzung nach ß 1l6 E.-O. anberaumt wurde, war daher
im Gesetze begründet.

Unrichtig jedoch erscheint der Beschluß vom 8. Novemberv. I ., womit
die gelegte Vciwaltungsrcchnnng genehmigt, und zur Verteilung der Ertrags-
Überschüsse eine Tagsatzung ans den 21. November angeordnet wurde. Nachdem
der Zwangsverwalter in der Eingabe, mit welcher er die Schlußrechnung vor-
lcgte, erklärte, daß er um einer Verrechnung wegen des am 17. September
v. I . eingetretenen Wechsels in der Person des Eigentümers der in Zwangs¬
verwaltung befindlichen Realität Einl.-Z. 1506 Grundbuch Rudolfsheininicht
vorzngreifen und da die Steuerbefreiung im Zuge sei, die Steuern nicht ge¬
zahlt habe, war die Rechnung nicht zu genehmigen, sondern der Zwangs-
verwalter zn beauftragen, vorerst gemäß8 120 E.-O. die bis zum Tage der
rechtskräftigen Einstellung der Zwangsverwaltung, d. i. den 17. Oktoberv. I.
rückständigen Stenern aus den bis zu diesem Tage eingenommenen Erträgnissen
zn berichtige», da cs nicht seine Sache ist, angebliche Rechte dritter Personen
zn wahre».

Nachdem die rückständigen Stenern bei weitem mehr betragen, als die
in Händen des Zwaugsverivalters befindlichen Erträgnisse, wäre ein Rest¬
betrag, welcher allerdings vorkommeudenFalles ohne weiters gemäß8 130E.-O.
dem Verpflichteten heranszugeben ist, nicht verblieben. Es ist daher die Ent¬
scheidung des Rekursgerichtes, indem sie den Verpflichteten, beziehungsweise
der Albine Jirusek  einen nicht existierenden Ertragsüberschuß von 453 X
zuweist, eine unrichtige, war demnach abznändern, und der allerdings formell
verfehlte, jedoch materiell richtige Beschluß des ersten Richters wiederherzu¬
stellen."

«.
Ahndung der Schnlversänmnisse in den gewerblichen

Fortbildungsschulen.
Zirkular-Erlaß der k. k. n.-ö. Statthaltcrei vom 12. April 1902,

Z . 33710 (Mag .-Abt. XVII, Z . 2572 ox 1902) :
Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 28 März 1902,

Z. 712, im Einvernehmen mit dem Handelsministerium und dem Ministerium
für Kultus und Unterricht wird allen politischen Bezirksbehörden in Nieder¬
österreich nachstehendes zur Danachachtnng eröffnet:

Das Ministerium des Innern hat die Wahrnehmung gemacht, daß
seitens einzelner Gcwerbebehörden gegen Lehrlinge,  welche den Besuch der
gewerblichen Fortbildungsschulevernachlässigen, wegen der Übertretung des
Z 995 der Gewerbeordnungnach 8 131 der Gewerbeordnungstrafweise,
namentlich mit Arreststrafen vorgcgangen wird.

Abgesehen davon, daß dieser Vorgang schon ans Pädagogischen Rück¬
sichten höchst bedenklich erscheint, ist derselbe auch im Gesetze nicht begründet,
weil die Überwachung des den Lehrlingen nach 8 99 5 der Gewerbeordnung
obliegenden regelmäßigen Besuches der gewerblichen Fortbildungsschule gemäß
8 100 Alinea 3 der Gewerbeordnungden Lehrherren überwiesen  ist.

Hiezn kommt »och. daß 8 69 5, Alinea 4 der Gewerbeordnung den
Gewerbebehörden durch eine ausdrückliche Vorschiff! das Mittel an die Hand
gibt, der von den Lehrlingen selbst verschuldeten Vernachlässigung des Schul¬
besucher wirksam entgkgenzntretkil.

7.
Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der

Gemeinde Picso -Szent Marion in Ungarn.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 12. April 1902,

Z . 36559 (Mag .-Abt. XVII , Z . 2575 ex 1902) :
Lant Mitteilung des königlich ungarischen Handesministerinmsvom

3. März 1902, Z. 10991, wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem
Gebiete der Äemettide Picsö-szent -Marton, Komilat Kis Küküllö, unter Anf-

rechthaltung der im § 17 der bestehenden Hansiervorschriften und in den diesen
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnnngcnden Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
4. April 1902, Z 12452, alle k. k. Bezirkshanptmannschaften, der Wiener
Magistrat (Abt. XVII), die Stadträte von Wiener-Neustadt und Waidhofen
an der Mbs und das Präsidium der n.-ö. Handels- und Gewerbekammer in
Kenntnis gesetzt.

8 .
Zulassung von Sandstein zur Herstellung frei¬

tragender Stiegen.
Der Magistrat hat zufolge Gremial-Beschlusses vom 17. April 1902,

Mag.-Abt. XIV, Z. 1519, die Verwendung von hartem Sandstein ans dem
Steinbruch des Herr» Eduard Hauser  in Tullnerbach zur Herstellung frei¬
tragender Stiegen im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen
zngelassen:

1. Freitragende Sandsteinstusen sind nur bei Ausführung geradarmiger
Stiegen nnd bei einer zufälligen Last von 400 ÜA per Quadratmeter bis zn
einer größten Länge von 1-40 m zulässig.

2. Die Einmauernng der Stufenköpfe hat mindestens 25 cm zu
betragen.

3. Das zw Verwendung kommende Stnsenprofil hat mindestens die
nachstehenden Dimensionen, 15 em Auftritt, 30 cm Breite, 2 5 cm Falz und
5 cm vordere und rückwärtige Schräge, zu erhalten nnd ist im Bankonsens-
plan anszuweisen.

4. Der Nachweis über die Bieguugsfestigkeit des Sandsteines ist jedesmal
vor Einmauerung der Stufen zn erbringen.

5. Bei Anwendung dieses Stufenprofils und 400 zufälliger Belastung
per Quadratmeter sind für die verschiedenenStufenlängen die nachstehend
ansgewiesencn zugehörigen Biegnngsfestigkeiten nachzuweisen:

Stnfenlänge
in Metern

; — ^ Ktlogramm
per Quadratzenti¬

meter

Biegungssestigteit
in Kilogramm per
Ouadratzentimeter
bei e/z Jnanspruch-

_ nähme_

Anmerkung

1- lO

I 20
1 25
1-30
1-40

10-42
12-52
1346
1455
16-88

5260
62-60
67-30
72-75
84-40

» — ^ (6 -s-4 5)
6 - - I 1 kA An¬

näherungswert
c> — 0 04 ÜA cm?
5 --- 0 30 m.

Gebührenbehandlung vonQuittnngen der Gemeinden.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 18. April 1902,

Z . 37193 (Mag .-Abt. II , Z . 1849 ox 1902) :
Über Anfrage einer Gemeinde hat lant Mitteilung der k. k. Finanz-

Landes-Direktion in Wien vom 5. April >902, Z. 21410, das k. k. Finanz¬
ministerium mit dem Erlasse vom 28. März 1902, Z. 13786, eröffnet, daß die
Quittungen der Gemeinden über Gemeindeumlagen nach Tarifpost 75 5 des
Gebührengesetzes vom 9. Februar 1850, N.-G.-Bl. Nr. 50, und dem Schlag¬
worte „Gemeindeanflagen" des Tarifes des Gebührengesetzes stempelfrei sind,
während die Quittungen, welche privatrechtlichc Beziehungender Gemeinden,
das Vermögen derselben, die Renten und die Überschüsse von denselben zum
Gegenstände haben, somit anch die Quittungen über die Zahlung der Pacht¬
zinse von den Gemeindegrundstückcn nach Tarifpost7 a des zitierten Gesetzes
der Gebühr nach Skala ll unterliegen.

Selbstverständlich sind im letzteren Falle Empfangsbestätigungen über
Beträge unter 4 X nach Tarifpost 48, lit . n des Gebührengesetzes unbedingt
gebührenfrei.

Die Bezeichnung der Quittung als „Amtsqnittnng" ist diesbezüglich
irrelevant.

Hievon werden die k. k. Bezirkshanptmannschaften in Niederösterreich,
ferner der Wiener Magistrat, die magistratischen Bezirksämter in Wien und
die Stadträte in Wiener-Neustadt und Waidhofen a. d. Abbs in Kenntnis
gesetzt.

1«.
Anwendung der Sonntagsruhe Vorschriften ans das

Gewerbe der Flaschenbierfüller.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preher vom 22. April

1902 (Mag .-Abt. XVII, Z . 2248 ox 1902) :
Zufolge des Senats -Beschlusses des Magistrates vom 20. März 1902,

Mag.-Abt. XVII 2248/02, welchem die k. k. n.-ö. Statthaltern laut Erlasses
vom 31. März 1802, Z. 29763, zugestimmt hat, haben hinsichtlich der An¬
wendung der über die Einhaltung der Sonntagsrnhe bestehenden Vorschriften

1*
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für das konzessionierte Gewerbe der Flaschenbierfüller nachstehende Grundsätze
zu gelten:

1 . Das Gewerbe des Flaschenbierfüllens ist nicht als Handelsgewerbe,
sondern als Produktionsgewerbe anzusehen.

2 . Für dasselbe hat , soweit cS sich um das Flaschenbiersüllen
handelt , mangels irgend welcher Sonderbestimmungen hinsichtlich der Sonn¬
tagsruhe die volle Sonntagsruhe iin Sinne des Gesetzes vom 16. Jänner 1895,
N .- G .-Bl . Nr . 21 , einzulreten.

3 . Für den Verschleiß bei diesem Gewerbe  gilt dagegen zufolge
der Statthallerei -Kuudmachungen vom 7. Anglist 1897 , Z . 71404 , L.-G .- Bl.
Nr . 46 , und vom 9 . Juni 1899 , Z . 49186 , L.-G .-Bl . Nr . 28 , die Bestimmung
hinsichtlich des Verschleißes bei den betreffs der Sonntagsruhe nicht besonders
geregelten Prodnktionsgewerben , wonach der Warenverkauf in allen Bezirken
Wiens nur mehr in der Zeit vom 1. Oktober bis einschließlich 15 . Juni , und
zwar von 6 bis 11 Uhr vormittags gestattet , dagegen im übrigen Teile des
Jahres verboten ist.

11
Verpackung von Tee.

Verordnung der Ministerien des Innern , der Justiz und
des Handels Nom 23 . April 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 81:

Auf Grund des Z 6 des Gesetzes vom 16 Jänner 1896 , N .- S .-Bl.
Nr . 89 ex 1897 , wird verordnet:

Zum Enthüllen von Tee dürfen Metallfolien , die in 100 Gewichtsteilen
mehr als einen Gewichtsteil Blei enthalten , nicht verwendet werden , wenn
diese Metallfolien mit dem Tee in nnmittelbare Berührung kommen.

Diese Verordnung , durch welche der Z 2 der Ministerial Verordnung
vom 13 . Oktober 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 235 , hinsichtlich der Verpackung von
Tee außer Kraft gesetzt wird , tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirk
samkeil.

12 .

Saccharin Präparate

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . April
1902 , Z . 38243 (Mag .-Abt . X, Z . 2243 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 10. April 1902,
Z . 12340 , ander eröffnet , daß unter den im A 2 der Ministerial -Verordnnng
vom 20 . April 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 52 , erwähnten Präparaten , welche
Saccharin enthalten , zusammengesetzte , mit Saccharin versüßte Arznei¬
präparate zu verstehen sind , keinesfalls aber — wesentlich aus Saccharin be¬
stehende Verarbeitungen von Saccharin : Saccharinpräparate . Diese enthalten
als Hauptbestandteil Saccharin , andere Stoffe bloß als Bindemittel , und sind
nur als eine Modifikation der Form , in welcher Saccharin im Handel vor-
komml (Ministerilll -Verordnnng vom 30 . April 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 50)
anzusehen , daher nach H 1 der erstbezogenen Ministerial -Verordtinng zu
behandeln.

Hievon werde » die k. k Bezirkshaupimannschaften in Nicdcrvsterreich.
der Wiener Magistrat (Abt . X ), die magistratischen Bezirksämter in Wien , die
Stadtrttte in Wiener -Neustadt und Waidhofeu a. d. Ybbs in Kenntnis gesetzt.

I».
Forstanfsichtsbezirkc iu Nicderösterreich.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtnmc
Österreich unter der Enns vom 24 . April 1902 , Z . 2661/pr .,
L .-G .- und Verord .-Bl . Nr . 34:

Auf Grund der Erläffe des k. k. Ackerbanministerinms vom 24 Juli
1899 , Z . 15297 , vom 23 . Dezember 1899 , Z . I0I I5 , nnd vom 19 . Dezember
1900 , Z . 24457 , wird nachffehend die Einteilung des Tr .herzogtnmes Österreich
nn,er der Enns in staatliche Forst - und Forstanfsichtsbezirke, ' beziehungsweise
die Dislokation des forsttechnischen Personales der politische » Verwaltung in
Niederösterreich verlautbarl:

Bei der k. k. S t a tt h a l t e r ei in Wien:

1 . der Landesforstinspektor.

2 . die für die Forstbezirke Wien I und Wien II bestellten Bezirks-
sorsttechniker als dem Landesforstinspeltoc unmitlelbar zugeleilte nnd von
demselben unbeschadet ihrer Dienstleistung in den Forstbezirken „ erforderlichen¬
falls " in Anspruch zu nehmenden Hilfskräfte.

3 . Ein Forstwart , welcher dem Landesforstinspektor und de» beiden
Vezirksforsttechitikern in Wien zur Dienstleistung zngewiesen ist.

ö . In den Bezirken:

tÄ

« '^ 2

Der Forstbezirk
umfaßt die

politischen Bezirke

Für den Forstbezirk sind bestimmt

ein Forstwart

mit dem
Standorte

in

für den Forstaussichtsbezirk,
welcher umfaßt

I
Wien

II
Wien

III
Wr .-
Neu¬
stadt

IV
M,lk

V
Horn

Wien (Stadtbezirk ) ,
St . Pölten , Lilienfeld

nnd Hietzing-
Umgebnng

Wien Lilienfeld

Floridsdorf , Unter-
Gänserndorf , Ober¬
hollabrunn , Kornen-
burg , Mistelbach und

Tulln

Wien

Wiener-
Neustadt

Wiener -Neustadt
(Stadtbezirk ),

Wiener -Neustadt
(Landbezirk ),

Neunkirchen , Baden,
Mödling nnd Bruck

an der Leitha

Wr .-
Nen-
stadt

Gloggnitz

Amstetten , Melk,
Päggstall , Scheibbs
nnd Waidhofen au
der Ybbs (Stadt¬

gebiet)

Gmünd , Horn,
Krems , Waidhofen
an der Thaya nnd

Zwettl

Melk

Horn

Scheibbs

Waidhofer
an der
Ybbs

die Gerichtsbezirkc Lilienfeld
und Hainseld

die Gerichtsbezirke Wiener-
Neustadl und Kirchschlag, den
Gerichtsbezirk Aspang mit

Ausnahme der Orts-
gemeinden Kirchberg am
Wechsel und Molzegg , den
Gerichtsbezirk Gutenstein
mit Ausnahme der Orts¬
gemeinden Schwarzau im
Gebirge und Rohr im Ge¬
birge und vom Gerichts-
bezirke Nennkirchen die
Ortsgemeindcn Schwarza»

am Steinfelde , Pitten,
Sautern , Schildern,

Seebenstein , Scheibling-
kirchen und Thernberg

den Gerichtsbezirk Gloggnitz,
den Gerichtsbezirk Neun¬
kirchen (mit Ausschluß der
Ortsgemeinden Schwarzau

am Steinfelde , Pitten,
Sautern , Schildern , Seeben¬
stein, Scheiblingkirchen und
Thernberg und vom Ge¬
richtsbezirke Gutenstein die
Ortsgemeindcn Schwarzau
im Gebirge nnd Rohr im

Gebirge

die Gerichtsbezirke Gaming
und Scheibbs

die Gerichtsbezirke Waid-
Hofen an der Ybbs und

St . Pctcr in der Au

Diese Einteilung tritt mit I . Mai 1902 in Wir .samkcit . Mit demselben
Zeitpunkte tritt die hierortige Kundmachung vom 14 September 1899,
Z . 6579/ ? r ., L.-G .- und Verord .-Bl . Nr . 45 , betreffend die Einteilung des
Erzherzogtumes Österreich unter der Enns . in staatliche Forstaufsichtsbcziike,
beziehungsweise die Dislokation des forsttechuischeu Personales der politischen
Verwaltung in Niederösterreich *) außer Kraft.

14

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Ujbi »ny r in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vom 24 . April 1902,
Z . 39393 (Mag .-Abt . XVII , Z . 2735 ) :

Laut Mitteilung des königl . u »g. Handelsministeriums vom 3 . März
1902 . Z . 7617 . wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dein Gebiete
der Stadt Iljbünya , Komitat Bars , unter Ansrechthaltuug der im Z 17 der be-

*) Siche auch „Berichtigung" im XXXtV. Stücke des Landesgesetzblattes pro 1S9SSeite 90.
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stehenden Hansiervorschrifieu und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nach -
tragsverordnunge » den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte
«erboten.

H >ev° n werde, , infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
14 . April 1302 , Z . 14448 , alle k. k Vezirkshanplmaunschaslen , der Wiener
Magistrat , die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waidhofcn a . d. Abbs und
die u, - ö, Handels - und Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

IS.
Die Maßgröße der zum Ausschanke gebrannter

geistiger Getränke zulässigen Gefäße.
Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 25 . April 1902,

Z . 41907 ex 1901 (Mag .-Abt . IX , Z . 2265 ex 1902 ) :
Es ist die Wahrnehmung gemacht worden , daß in öfsentlichen Schank

lokalitäten nebst de» zulässigen mitunter auch Schankgefäße von 0 '4 I Inhalt
zu », Ausschanke von gebrannten geistige» Getränke » verwendet werden , und
daß bei der Beanilshandliing solcher Fälle nicht einheitlich vorgegangen wird.

Das Handelsnnnisterinm findet daher im E nveruehmen mit dem k. k.
Ministerium des Innern folgendes zu eröffnen:

Alle siir den Gebrauch in öffentlichen Schanklokalitäten bestimmten
Schaukgläser von 0 '1 I Inhal , aufwäris müssen hinsichtlich der Inhalts-
bezeichnung , der Maßhälligkeit und des Minimums des Übermaßes de» Be¬
stimmungen der Ministerial -Verordnungen vom 25 . September 1875 , R .-G .-
Bl . Nr . 129 , uud von , 12 . Juli 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 102 , entsprechen . Die
Bestimmungen dieser Ministerial -Verordnuug wurden mit der Ministerial -Ver-
ordunng vom 21 . Juli 1887 , N .-G -Bl . Nr . 97 , auch ans die zum Ausschanke
von gebrannten geistigen Getränken dienenden Flaschen und Schankkrüge aus¬
gedehnt.

Da nun für die Maßgröße von 0 '4 I weder im 8 1, Absatz 3 der
Ministerial -Berordnung vom 25 . September 1875 , N -G .-Bl . Nr . 129 (be¬
ziehungsweise im ß 5 der Aichordnnng ), eine Bestimmung über die Jnhalts-
bezeichnung enthalten , noch im 8 3 dieser Verordnung das Minimum des
Übermaßes festgesetzt ist, können Schankgefäße von 0 -4 I Inhalt den Bestim¬
mungen der Ministerial -Verordnung vom 25 . September 1875 , R .-G -Bl.
Nr . 129 , nicht entsprechen ; folglich ist die Verwendung solcher Schankgefäße
in öffentlichen Schanklokalitäten zum Ausschanke von gebrannten geistigen
Getränken als eine Übertretung der obbezogenen Ministerial -Berordnung zu
behandeln und nach der Ministerial -Verordnunq vom 30 . September 1857.
R .- G .-Bl . Nr . 198 , zu bestrafe » .

Hievon wolle die k. k. Statthalterei die politischen Behörden I . Instanz,
das Aich Juspektorat und die Aichämter verständigen.

I« .
Sachverständige für Enteignungen zu Eisenbahn

zwecken.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltcrci vom 30 . April 1902,

Z . 42022 (Mag .-Abt . V, Z . 2282 ex 1902 ) :
Laut Mitteilung des k. k. Oberlandesgerichtes in Wien vom 22 . April

1902 , Z . 3829/5 x/2 prass ., wurden aus der Liste der Sachverständigen in
Fällen der Enteignung zur Herstellung und zum Betriebe von Eisenbahnen
gelöscht:

1 . Karl Kopp , Stadtzimmermeister , III ., Petrusgasse 1;
2 . Andreas Köhler , Hausbesitzer in Marchcgg;
3 . Ferdinand Machts , Wirtschaftsrat , Wien , XVIII ., Währinqer-

gürlel 39;
4 . Josef Nickl , Wirlschaftsbcsiyer in Matzen;
5 . Leopold Wagner , Wirlschastsral in Oberamt:
6 . Anton Zagorsky , Stadtbaumeister , Wien , XVI ., Thaliastraße 80,

sämtliche infolge Ablebens;
7 . Anton Fleischmann , Kaufmann in Weitra , weil er infolge seines

hohen Alters die Annahme der Legitimations -Urkunde verweigerte;
8 . Ludwig Freiherr v . Redl  in Banmgarlen , weil er seinen ständigen

Wohnsitz in Ungarn genommen hat.
Hievon erfolgt im Nachhange zni» hierortigen Erlasse vom 4 . April 1902,

Z . 31935 (siehe Amtsblatt Nr . 34 Gesetze, Verordnungen rc . " IV , 19
spLA. 39 )) die Mitteilung.

17 .

Funde von Artilleriegeschoßen.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 1. Mai 1902,

Z . 42999 (Mag .-Abt . XVI , Z . 3094 ex 1902 ) :
Um Unglückssällen vorzubeugen , welche durch die Manipulation mit auf¬

gefundenen , blind gegangenen , scharf adjustierte » Artilleriegeschoßeu seitens
Ünberufener entstehen können , hat das k. und k. Neichs -Kriegsminislerium au
das k. k. Ministerium des Innern das Ersuchen gestellt , zu veranlassen , daß
die zunächst von Artillerie -Schießplätzen wohnhafte Zivilbevölkerung dahin
informiert iverde , allenfalls anfgefnudene Arlilleriegeschoße au Ort uud Stelle
liege » zu lassen und von dem Funde , wenn möglich , die nächste Militärbehörde

zu verständigen oder aber die Anzeige der Gensdarmerie , beziehungsweise der
Gemeindevorstehung oder politischen Behörde zu erstatten , welche im Interesse
der möglichst baldige » Beseitigung der Gefahr dem nächsten Artillerietruvpen-
körper oder einem Artilleriezengsdepot zur weiteren Veranlassung ehestens
Mitteilung zu machen hätten.

Für die Anzeige des Fundortes eines Geschosses und das eventuell
nötige Hinführen zum Fundorte wird dem Finder eine Prämie von 1 II von
dem mit der Verwaltung des betreffenden Artillerie -Schießplatzes betrauten
Offizier oder von dem nächsten Artilleriezeugsdevot ansgezadlt werden.

Dies wird infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
22 . April 1902 , Z . 15093 , mit der Aufforderung eröffnet , in oberwähnter
Richtung die geeigneten Maßnahmen zu treffen und Uber das Verfügte bis
25 . Mai 1902 zu berichten.

Dieser Erlaß ergebt an olle k. k. Bezirkshauptmannschasteu in Nicdcr-
Lsterreich , den Wiener Magistrat (Abt . XVI ), im Wege desselben au alle
magistratischen Bezirksämter , die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofeu
an der Mbs.

18 .

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde Szcut Agotha in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. Mai 1902,
Z . 45677 (Mag .-Abt . XVII , Z . 2985 ex 1902 ) :

Laut Mitteilung des königl . ung , Handelsniimsteriums vom 5. April
1902 , Z . 22941 , wurde die Ausübung des Hausierhandels , auf dem Gebiete
der Gemeinde Szeut Agotha , Komitat Nag » Küküllö , unter Anfrcchthaltung
der im 8 17 der bestehenden Hausiervorschrilien und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nacht,agsverordnnngen den Bewohnern gewisser Gegenden ge¬
währten Rechte , verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
29 . April 1901 , Z . 16269 , alle k k Bezirkshauptmaunschaften , der Wiener-
Magistrat , die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Ddbs und
die n .-ö. Handels - uud Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

IS.
Handel mit Giften.

Das magistratische Bezirksamt für den IX , Bezirk hat zufolge Dekretes
vom 15 . Mai 1902 , Z . 3986 , dem Julius Lorber,  XVIII -, Siernwarte-
straße Nr 11 wohnhaft , als Geschäftsnachfolger der bestandenen offenen
Handelsgesellschaft L o r b e r L T r a i t l e r , die augesuchte Konz -ssion znm
Verschleiße von Gifte « und von znbereitetcn , zu a -zneilicher Verwendung be¬
stimmten Stoffen und Präparaten , insofern dies nicht , ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, im Sinne des 8 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung
mit dem früheren S a -:dor :c : IX ., Währingerstr .iß - 68 , erteilt.

II. NurmlttivliestimmmuM.
SIMrat:

20 .

Handhabung des Marktgebührentarifes.
Zufolge Stadtrats -Beschlusses vom 16. April 1902 , Z , 4451 , Mag .-Abt , IX,

Z >63 ex 1902 , haben bei Handhabung des dermalen gellenden Markl-
gebührentarifes der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien nachfolgende
grundsätzliche Bestimmungen zur Richtschnur zu dienen:

1. Als stabile Stände im Sinne des Marktgebührentarifes zur all¬
gemeinen Marktordnung für die k, k. Neichshanpt - und Residenzstadt Wien
werden olle jene Marktstände erklärt , welche in jener Form , in der sie zur
Aufstellung gelangen , beständig am Platze belassen werden , wogegen alle jene
Marktstände , die täglich nach Schluß des Marktes entfernt oder abgetragen
werde » , als transportable Markistäude zu gellen haben,

2 . Hölzerne Trepven (Bodenbeläge ), welche vor den Marktsländen aus¬
schließlich nur zum Schutze d S kaufenden Publikums gegen Nässe , Schnee : c.
ausgelegt werden , unterliegen keiner Gebühr ; werden dieselben aber auch znm
Ausleger , von Waren oder Marklrcqmsiten benützt , so ist für dieselben die
Lagergebühr nach Abschnitt IV , Punkt 4 des Marktgebührentarifes zu ent¬
richten,

3 . Vordächer an Markiständen dürfen höchstens bis zu 50 ein , Plachen
höchstens bis zu 1 m , Boi legbretter bis höchstens 30 om vorlpringen ; für
dieselben sind keine Muikigebühreu zu entrichten , doch dürfen über obige Maße
hinaus keine Ware, : oder Marklrequisiicn ausgehäugt , beziehungsweise aus-
gclegt werden.

4 . Die Abschrankung oder Verschalung von Zwischenräumen zwischen
zwei stabilen Ständen ist an die Bewilligung des Markt - Direktors gebunden.
Wird der abgeschrankte Raum zu Marklzwccken , Aufbewahrung von Markl-
requisiten , Ausstellung von Eiskästen u . s. w . benützt ; so ist derselbe hehnfs
Bemessung der Siandgebühren in das Ausmaß des zugehörigen stabilen
Standes einznbezieheu.

8
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21 .

Überlassnttg von Standplätzen an Marktfieranten.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 18 . April

1902 , Z.
141350/99

XV (Mag .-Abt . lX ). :
Aus Anlaß eines von der Direktion des Marktamtcs erstatteten Berichtes

über den ungleichmäßigen Vorgang der Bezirksämter bei Überlassung von
Standplätzen an Marktfieranten , wird Folgendes zur Danachachtung eröffnet:

Ta das Gewerbe der Maiktfierantie lediglich zum „ Beziehen von Märkten"
berechtigt , so ist Maiktfieranten die Aufstellung eines Standes nur auf Markt¬
plätzen , außerhalb derselben jedoch, ans offener Straße oder ans öffentlichen
Plätzen , aus dem Grunde ihrer Gewerbeberechtigung nur dann zu bewilligen,
wenn es sich nur die Teilnahme au einem daselbst abzuhaltenden periodischen
Markt (z , B , Peregrini -, Nikolo -, Weihnachts -, Kirchtags - rc, Markt ) handelt.

Bei Zuweisung eines Berkaufsplatzes an Markifieranten auf eitlem
Marktplatz ill nach den Bestimmungen der „Matktordnnng für die Neichs-
hanpl - und Residenzstadt Wien " amtszuhai .dcln,

Hiebei ist insbesondere darauf zu achten , daß gemäß Z 5 der Markt¬
ordnung (Z 62 G .- O .) zwar jedermann die Marktplätze beziehen kann , daß
er dies aber nur mit den zum Verkaufe auf dem betreffenden
Markte zngelassenen Waren zu tun berechtigt ist.

Wenn es sich dagegen nm die Zuweisung eines Bei kanfsplatzes , beziehungs¬
weise um die Bewilligung zur Ausstellung eines Veikaufsstandes auf offener
Straße oder auf Lsfentlicheu Plätzen handelt , so ist das Ansuchen zu¬
nächst im Sinne des Z 2 , P , 10 der provisorischen „ Geschäftsordnung sür die
Bezirksvorsteher und Bezirksausschüsse der k k. Reichshanpt - und Residenz
stadt Wien " der Beratung und Beschlußfassung der Bezirlsvertretung zu unter¬
ziehen und unter Umständen im Sinne des Z 46 der „ Geschäftsordnung sür
den Magistrat " vor Erledigung des Aktes die Beschlußfassung des Stadtrates
einznholen.

Bei diesem Anlasse wird neuerlich ans den Normal -Erlaß vom 26 , No
vember 1901 , M . -D .-Z , 3214/01 , hingewiesen.

22 .

Erholttttgsnrlaub für städtische Kindergärtnerinnen.
Dekret des Wiener Magistrates vom 28 . April 1902,

Mag .-Abt . XV . Z . 26687 sx 1901 :
Der Wiener Gemeinderal hat in seiner Vollversammlung vom 18 . April

1902 , zur Z . 4931 beschlossen, den städtischen Kindergärtnerinnen einen Er¬
holungsurlaub zu gewähren und hinsichtlich dessen Dauer und Erteilung
folgender zu bestimmen:

1 , Der systemmäßige Erholungsurlaub beträgt bei einer Dienstzeit bis
15 vollendete Dienstjabre 80 Tage , von 15 vollendeten Dienstjahren bis
zitiii 25 , vollendete » Dicnstjahre 34 Tage , und Uber 25 Dicnstjahre hinaus
38 Tage.

2 . Im übrigen finden auf die Erholungsurlaube der Kindergärtnerinnen
die Normen über die Urlaube der städtischen Beamten , Diener , sowie der
sonstige » Angestellten der Gemeinde Wien (Gemeinderals - Beschluß vom
10 . Juli 1896 , ZZ . 3734 und 4824 ) Anwendung und sind diese Erholungs¬
urlaube unter tantichster Vermeidung von Substitulionskosten zu erteilen.

3 Tie Kosten der durch den Antritt der normalen Erholungsurlaube
notwendigen Substituierungen werden ans den eigenen Geldern der Gemeinde
Wien bestritten.

Die leitenden städtischen Kindergärtnerinnen erster Gehaltsstufe werden
daher angewiesen , alljährlich im Mai einen Vorschlag:

1 , über Beginn und Dauer des beabsichtigten normalmäßigen Urlaubes
sür ihre eigene Person und für die demselben Kindergarten etwa zugewiesenen
Kindergärtnerinnen zweiter Gehaltsstufe;

2 , darüber , ob eine wechselseitige Substitution möglich ist, oder ob eine
eigene Substitution eiuzuberufen ist ; und

3 , darüber , wer die verantwortliche Leitung des Kindergartens während
des Urlaubes dcr leitenden Kindergärtnerin zu übernehmen hat , dem päda-
gogischen Lester des Kindergartens voiznlegen . Letzterer Hai sodann denselben
mit seiner Außeinng dcr betreffenden Bezirkssektion des Bezirksschulrates zu
übermitteln , worauf letztere den Akt mit ihrem Votum dem Magistrate über¬
reichen wird . Erst wenn seitens des letzteren der Urlaubsvorschlag schriftlich
zur Kenntnis genommen wurde , kann dcr Urlanbsantiitt erfolgen , und zwar
>>t der Reg -l während der üblichen Schulhinptfe ien.

Die Belegung dieses Urlaubsvorschlages mit Krankheitszengnisseu und
besonderen Urlaubsgesuchen der einzelnen Kindergärtnerinnen entfällt sohin,
sofern es sich um die oben bezeichne!-» spstcmmäßig -n Eiholnngsnrlanbe
handelt

Hievon wird die Leitung des städtischen Kindergartens zur eigene»
Kennt , isnahme und Verständigung der zugeteilken Kindergärtnerinnen unter
Anschluß eines Exemplares der oben bezeichnet ?» „Normen für die Urlaube
der städtischen Beamten und Diener " in Kenntnis gesetzt.

2 ».

Österreichischer Zentralanzeiger für das öffentliche
Lieferungswesen.

Erlaß des Bürgermeisters Dr . Karl  Lueger vom 7. Mai
1902, M .-D .-Z . 1428 ex 1902:

Seit 22 , April 1902 wird unter Förderung des k, k, Handels¬
ministeriums vom Bund österreichischer Industrieller und vom Zentral-
verband der Jndnslr ellen Österreichs der „Österreichische Zeniral-
anz eiger für das öffentliche Lieferungsw esen  oherausgegebcn , welcher
wöchentlich mindestens einmal , nach Bedarf auch mehrmals iischcinen wiid.

Die genannte » Körperschaften werden durch den im k, k, Handels¬
ministerium hiesür organisierte » Dienst sämtliche zur allgemeinen öffent¬
lichen Kenntnisnahme bestimmten Ausschreibungen von Lieferungen und
Arbeiten seitens der k, k, staatlichen Behörden nnd Anstalten und des k. nnd k,
Reichs -Kriegsministeriums (mit der Martneseklion ) , sowie alle im Wege der
k, nnd k. Km sulate eiulangcudeii ausländischen Ansichieibungen in raschester
»nd authentischer Weise erhallen ; ferner wurde mit Unterstützung des k, k,
Handelsministeriums Vorsorge getroffen , daß sich die Landesveiwaltniigeu,
Gemeinden und sonstigen autonomen Körpeischafien des „Zentrolauzeigers"
ebenso wie die staatlichen Behörden und Anstalten sür ihre öffentlichen Aus¬
schreibungen bedienen können ; endlich werden die von privaten U 'iteruebninitgen
(wie Aktiengesellschaften n , dgl .) ausgehend . » Suvmijsiouen ve,öffentlich:
werden.

Der „Zentralanzeiger " wird somit in seiner geplanten Ausgestaltung
eine umfassende Übersicht über sämtliche in Österreich erfolgenden Aus¬
schreibungen bieten nnd dieselben den interessierten Kreisen in einfacher , rascher
und zuverlässiger Fo m zur Kenntnis bringen.

Es liegt im Juiercsse der Gemeinde Wien , dieses Unternehmen möglich t
zu fördern , ^

Ich finde daher im Sinne des Z 37 , Absatz 2 der Geschislsordnnng sur
den Magistrat auzuordnen , daß von den im „Amtsblatt der !, k, Reichsbaupl-
nnd Residenzstadt Wien " veröffentlichten Zusammenstellungen aller Offert¬
ausschreibungen der Gemeinde Wie » je ein Souderabdruck durch das Zn-
stellungsaml des Magistrates an das k, k, Handelsministerium , Departement II n
Wien , I, , Postgaff - 8, zu Händen des Herrn MiMerml -Sekreiärs Dr , Fuchs
rechtzeitig übersendet werde , von wo aus die (unentgeltliche ) Veröffentlichung
der betreffenden Offertausschreibnng « » „ Zentralanzeiger " veranlaßt werden wird.

Die bisher übliche Übeisendnng eines Kundmachungs -Exemplarcs an
den Bund österreichischer Industrieller hat zu entfallen.

Im übrigen bleibt die Bestimmung des H 37 der Geschäftsordnung für
den Magistrat aufrecht,

24

Auflassung der jahrgangweisen Verrechnung für
abgelaufene Jahre bei mehreren Steuergattungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer Vvm 12 . Mai
1902, Mag .-Abt. XIX, Z. 4 ex 1902 :

Mit Beginn des Jahres 1902 wurde die jahrgangsweis - Verrechnung
der Vorschreibnngen und Einzahlungen bei folgenden Steuern und Gebühren,
insoweit dieselbe bisher bestand , antgelassen und die Verrechnung lediglich
getrennt für das laufende Jahr einerseiis und für die früheren Jahre zu-
lammen andererseits eingeführt , und zwar bei der Hanszinssteuer , der sü »f-
prozeiuigen Steuer vom Ertrage steuerfreier Gebäude , der Neutensteuer , welche
im Wege des Abzuges eingehobeu wird , der Personal -Einkommen - und der
Besoldungssteuer , bei den Strafen und Pönalien , Gewerbe -Anmeldungstaxen
und Firmaprotokollierungsgebühren.

Dieser neuen Einrichtung entsprechend , werden für den Dienst der
städtischen Steueramts -Abteilnngen folgende Anordnungen getroffen:

I o u r n a l i si e r u n g.
Für jede der bezeichneteu Steuer - und Gebührengattungen sind zwei

K a s s a j o urn a l e mit der Bezeichnung für das laufende Jahr lind für
vergangene Jahre zu führen.

In derselben Weis - findet die Trennung in der G e b ü h r e n - E v i-
d e n z statt.

Bei der Journalisierung der G e w e r b e - A » m e l d u n g s t ax e n
und der F i r m a p r o t o k o l l i e r n n g s g e b ü h r e n hat eine Trennung
»ach Steuergatlungeu (frühere Einkommensteuer , allgemeine Erwerbsteuer und
Erwerbsteuer von Üiiternehmnngen ) nicht stattzufinden . Es ist hiezu die Druck -
sorte St, °A -Formal . Nr . 220 zu nennenden . In der Zusammenstellung des
Empfanges und dcr Ausgabe » lDrnck oite Ne . 100 ) und im Kaffagebarungs-
ausweise lDrucksorle Nr , 137 ) sind die Geiverbelaxen und die Firmaprotokol¬
lierungsgebühren in die Rubrik „ Allgemeine Erwerbsteuer " einznsetzen,

Kontierung.
Tie Kontierung der Gebühren - Bor - und Abschreibungen in den

L iq u i d a t i o n s b ü ch e rn hat nach den bisherigen Grundsätzen statt-
zufinden . Es ist mithin bei den Vor - nnd Abschreibungen d u Jihrgang,
welchen sie betreffen , durch Ansetzung der Jahreszahl zu bezeichnen.

Die Zahlungen für frühere Jahre sind sowohl in der Zahlungsanweisung,
als auch bei der Kontierung in de» Liquidalionsbücheru zu einer Summe zu
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vereinen , jedoch nur insoweit , als dadurch eine richtige Nückstandsnachweisung
nicht unmöglich gemacht wird.

Abschlüsse.
Die Monats -Skontri , die Jahres -Summarie » , die Jahresausweise über

die Gebühren und die Bilanzen sind getrennt sür Rechnung des laufenden
Jahres einerseits und der Vorjahre zusammen andererseits zu versafsen.

Besondere Bestimmungen.
Bezüglich der Hauszins - und f ü n s P r o z e n ti g e n Steuer

werden außerdem noch folgende Anordnungen getroffen:
Nachdem seitens der k. k. Finanz -Landcs -Direktion wiederholt auf die

ans der Verrechnung aller Zuwachse und Abfälle lediglich für das laufende
Jahr sich ergebenden Übelstände hingewiesen und das dringende Verlangen
nach Auflassung dieser Verrechnungsart gestellt wurde , so sind vom 1 . Jänner
1902 au die von den k. k. Steuer - Administrationen  realisierten
Vor - und Abschreibungen an der landesfürstlichen Steuer samt den hiezu
berechneten Zuschlägen und Umlagen getrennt nach dem laufenden und »ach
vergangenen Jahren z» verrechnen.

Dagegen bleibt bei den sonstigen Zuwächsen und Abfällen zu den Ge¬
bäudesteuerkonten , als : Umlage auf den Mietzins und für Schnlzwecke , Kanal-
ränmungs - und Wafserbezugsgebühren , die Verrechnung lediglich für das
laufende Jahr aufrecht . Ebenso sind auch die anläßlich der Änderung der
Gemeinde -Umlagenprozente berechneten Gebühren zu behandeln.

Damit aber auch in Zukunft die Vorteile der bisherigen Verrcchnnngsari
bezüglich der von den k. k. Steuer -Administrationen berechneten Abfälle
gewahrt bleiben , sind die Abfälle für die abgelaufenen  Jahre im
Stenerko » to für das  l a u f e n d e I a h r zu verbuchen und ist eine
summarische Iournaldnrchsühruug vorzuuehmen . Letztere hat allmonatlich am
letzten Werktage stattzufinden , und zwar sind die sämtlichen in den Jndividnal-
answeisen des Vormonates verrechnten Abfälle für abgelaufenc Jahre im
Journale sür vergangene Jahre in Ausgabe und in jenem für das lausende
Jahr in Empfang zu stellen . Dieser Journaldnrchführnng hat allmonatlich
die Prüfung der Abfälle durch die Stadtbuchhaltnng voranzugehen , wofür
die Sleneramts -Ableilnngc » rechtzeitig Sorge zu tragen haben . In das Ans-
gabsjonrnal sür vergangene Jahre sind aus den Jndividnalansweisen bloß
die Endsummen , und zwar der einzelnen Staatsslcuer » und der einzelnen
Fände , unter Ansiihrung der Journalartikel einzntragc » . Sonach werden die
Monatssummen in den einzelnen Stenern und in den verschiedenen Fanden
gebildet und (ohne Wiederholung der einzelnen Posten ) in das Empfangs¬
journal sür das laufende Jahr eingetragen . In den Journalen ist die Be¬
merkung beizusetzen : „Jonrnaldnrchsührnng der Abfälle " . Rückstände  für
abgelaufene Jahrgänge sind sodann mittels individuell vorzunehmenden Rnck-
giros zu decken.

In jenen Abteilungen , in welchen ausnahmsweise noch die summarische
Verrechnung älterer Havssteuerrückstände der früheren Vororte besteht , hat
nunmehr an deren Stelle die individuelle Verrechnung Platzzngreifen.

1!1. Gesetze
»01» lit'sviikt'rer Wichtigkeit sür den politische» Ver-

Mlittuttg-chieiist.
25.

BclufsZettossenschafleu der Landwirte.
Gesetz vom 27 . April 1902 , betreffend die Errichtung von

BernfSgenossenschnften der Landwirte , R .-G .-Bl . Nr . 91:
Mit Znsliminnng beider Häuser des Neichsrales finde Ich anzuordnen,

wie folgt:
Genossenschaftssprengel.

Nach Maßgabe dieses Gesetzes und der aus Grund desselben zu er¬
lassenden Landesgesetze wird in der Regel in jedem Gerichtsbezirke eine Be-
rnssgenossenschast der Landwirte sür diesen Bezirk und in jedem Lande eine
solche sür den Bereich des Landes errichtet . Diese Genossenschaften sichren die
Bezeichnung Bezirks - nnd Landesgenofsenschasten der Landwirte.

Die Landesgesehgebung kann jedoch anvrdnen , daß die Genossenschafis-
bildnng ausnahmsweise nur in einzelnen Landcsteilen und nur sür diese stalt-
zufinden habe , nnd überdies Bestimmungen treffen , nach welchen in dem be¬
treffenden Lande oder in einzelnen Teilen dieses Landes:

u) auch Gemeindegenossenschaflen der Landwirte sür den Bereich einer oder
mehrerer Ortsgememden (Pfarrsprengel ) ,

si) für einen Gerichtsbezirk mehr als eine Bezirksgenossenschaft der Land¬
wirte,

o) für zwei oder mehrere Gerichtsbezirke nur eine Bernfsgenossenschaft der
Landwirte,

ck) mehrere Landesgenossenschaften der Landwirte oder
e) Bernssgenossenschaflen der Landwirte für einzelne Gruppen von Land¬

wirten (Z 3 , Alinea 4)
errichtet werden.

Auch bleibt der Landcsgesetzgebung Vorbehalten , Bestimmungen über die
Trennung oder Zusammenlegung der Sprengel bereits errichteter Bernfs-
genossenschasten sestznsetzen.

Zweck.
8 2.

Der Zweck dieser Berufsgenoffenschasten der Landwirte besteht in der
Verbesserung der sittlichen und materiellen Verhältnisse der Landwirte durch
Pflege des Gemeingeistes , gegenseitige Belehrung und Unterstützung , Er¬
haltung und Hebung des Standesbewußtseins , durch Vertretung der herufs-
ständischen Interessen der Genossen , sowie durch Förderung der wirtschaftlichen
Interessen derselben.

Mitglieder.
8 3-

Mitglieder der Berufsgenossenschaften der Landwirte find in der Regel
alle Eigentümer , Nutznngseigentümer und Fruchtnießer land - oder forstwirt¬
schaftlicher Liegenschaften , die weder ausschließlich Annehmlichkeitszwecken ge¬
widmet noch un Eisenbahnbuche eingetragen sind . Jeder Eigentümer , Nutznngs-
eigentümer nnd Fruchtnießer gehört jener Berufs - (Bezirks -, Gemeinde -)
Genossenschaft der Landwirte als Mitglied an , in deren Sprengel die in
seinem Eigentum , Nntzungseigentum oder Fruchtgennsse befindlichen land-
oder forstwirtschaftlichen Liegenschaften gelegen sind.

Eigentümer , Nntznngseigentnmer und Fruchtnießer von Liegenschaften,
welche in mehreren Genossenschaftssprengeln gelegen sind , sind Mitglieder einer
jeden für die betreffenden Sprengel gebildeten Berufs - (Bezirks -, Gemeinde -)
Genossenschaften der Landwirte.

Die näheren Bestimmungen , welche Grundstücke als land - oder forst¬
wirtschaftliche Liegenschaften im Kinne dieses Gesetzes auznsehen seien und ob
eine Liegenschaft , nm sür den Etgeniümer , Nutzuugseigeniümer und Frucht¬
nießer die Mitgliedschaft an der Bernfsgenossenschaft zu begründen , ein ge¬
wisses Mindestmaß der Fläche oder des Ertrages erreichen muß , bleiben der
Landesgesetzgebuug Vorbehalten.

Die Landesgesetzgebuug kann bestimmen , daß die Eigentümer , Nutzungs-
eigenlümer und Frnchtuießer von Gutskomplexen , die ein gewisses Maximal-
ausmaß der Fläche oder des Ertrages überschreiten , besondere Berufsge-
nossenschaflen der Landwirte bilden (Z 1, Alinea 2 , lit . s ).

8 4.
Im Zweifel über die dem Eigentümer , Nutznngseigentümer undFrncht-

nießer einer Liegenschaft in Gemäßheit des Z 3 zukommende Mitgliedschaft
entscheidet die politische Bezirks - und in letzter Instanz die politische Landes-
bchörde.

Die Landesgesetzgebuug kann darüber Bestimmungen treffen , ob vor
diese» Entscheidungen die autonomen Behörden einzuvernehmen sind.

8 5.
Mitglieder der Landesgenossenschaft der Landwirte sind die sämtlichen

Mitglieder der im Lande bestehenden Bezirks - (Gemcinde -) Genossenschaften,
ferner alle Mitglieder der allenfalls durch die Landesgesetzgebuug im Sinne
des 8 1 , Alinea 2, lit . e , gebildete » besonderen Bernssgenossenschaften.

Werden in einem Laude mehrere Landesgenofsenschasten errichtet , so hat
die Landesgesetzgebuug zu bestimmen , welcher Landesgenossenschaft die einzelnen
Bezirksgenossenschaften und die allenfalls errichteten besonderen Bcrnfsge-
noffeuschaftcn angehören.

8 6.
Die Mitglieder der Berufsgenoffenschasten der Landwirte sind berechtigt,

ihre genossenschaftlichen Rechte und Pflichten , mit Ausnahme der stets dem
Eigentümer verbleibenden Verpflichtung zu den nach diesem Gesetze an die
Genoffenschaft zu leistenden Zahlungen , den Pächtern oder den gemäß § 1103
a . b. G .-B . Nutzungsberechtigten zu übertragen.

Die Landesgesetzgebnng kann Bestimmungen treffen , nach welchen dieser
Übergang der genossenschaftlichen Rechte und Pflichten auf die im Alinea 1
bezeichnte » Personen von rechtswegen stattfinde !.

Die Landesgesetzgebnng kann auch bestimmen , daß die im Kontadinen-
und Kolonenverhältnisse stehenden Personen als Mitglieder der Berufsgenossen¬
schaften zu betrachten sind.

8 7.
Die genossenschaftlichen Rechte und Pflichten werden sür Pflegebefohlene

Eigentümer , Nutzungseigentümcr nnd Frnchtuießer von dem gesetzlichen Ver¬
treter , für juristische Personen von einem zu bestellenden Bevollmächtigten , sür
mehrere Miteigentümer , Nutzungseigentümer und Fruchtnießer von dem ans
ihrer Mitte zu wählenden Vertreter ansgeübt.

8 8-
Von her in Gemäßheit der HZ 6 nnd 7 statlfindenden Vertretung , sowie

von jeder Änderung dieses Verhältnisses ist der Genoffenschaft die Anzeige zu
erstatten.

Genossenschastserkane.
8 9.

Die Geschäfte der Berufsgenoffenschasten der Landwirte werden von den
Genoffeuschaftsorganen besorgt.

Die näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung , die Wahl und
die Funktionen der Genoffenschaftsorgan ?, dann über das aktive und passive
Wahlrecht der Genossenschafter und deren Stimmrecht in den Genossenschafls-
versammlungen bleiben der Landesgesetzgebuug Vorbehalten.

Die Landesgesetzgebnng kann anordnen , daß:
a) in den einzelnen Ortsgemeinden (Pfarrsprengeln ) des Landes , insoweit

daselbst die Errichtung von Gemeindegenoffenschasten (Z 1, Alinea 2,
lit . a ) nicht vorgesehen ist, Vertrauensmänner als örtliche Organe der
Bezirksgenossenschaften aufgestellt werden;
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b) den im Lande bestehende » landwirtschaftlichen Genossenschaften , Ver¬
bänden oder Vereinen nnd dann solchen Korporationen , welche sich mit
der Förderung land - und sorstwiitschaftlicher Industrien befassen , em
Vertretungsrecht in den Genoflenschasten , beziehungsweise deren Aus¬
schüssen eingeränmt wird;

e) Besitzer » von außerhalb des Gemeindeverband , s stehenden Gntsgebielen
das Wahlrecht für die Genicindegenofsenschafts - Ausschüsse zuerkannt
wird;

st) als Mitglieder der Genossenschafts -Ausschüsse auch Personen ausge¬
nommen werden können , welche sich als landwirtschaftliche Beamte oder
Gutsverwalter , als Vorstandsmitglieder oder Beamte von land - oder
forstwirtschaftlichen Vereinen , Genossenschaften und ähnlichen Korpora¬
tionen , als Direktoren , Lcdrer u . s. w . von land - oder forstwirtschaft¬
lichen Unterrichtsanstalten , als Tierärzte oder in sonstiger Weise besondere
Verdienste nm die Förderung der Land - oder Forstwirtschaft erworben
haben ; es müssen jedoch mindestens drei Viertel der Mitglieder des
Genossenschafts -Ausschusses , sowie der Obmann und dessen Stellvertreter
wahlberechtigte Mitglieder der Genossenschaft sein.

Konstituierung und Statuten.

Die Bestimmungen über die Konstituierung der Bernfs -Gciivffenschaften
der Landwirte , sowie über die Ausstellung und den Inhalt der Gcnossenschafts-
statnten bleiben der Landesgksitzgednng Vorbehalten.

Die Statuten , welche die politische Landesbehörde nach Einvernehmung
des Landes -Ansschusses zu genehmigen hat , habe » insbesondere Vorschrislen zu
enthalten über:

a) die Rechte nnd Pflichten der Genossenschafter;
bj die Organe der Genossenschaften nnd deren Befugnisse;
e) die Genossknschafls -Vcrsammlttngen;
äl den Sitz der Genossenschaft;
e) die Erfordernisse für gütige Beschlußfassungen;
t ) die Ausstellung der Gcnosscuschastskataster;
x ) die Bestellung und Entlassung von Genossenschaflsbeamten;
ü ) die Gründe , aus welchen eine Wahl abgefeimt weid . n kann , nnd die

Folgen einer ungerechtfertigten Ablehnung;
i) die Form der Bekanntmachungen der Genossenschaft;
h ) die Geschäftsordnung;
I) das Rechnungswesen.

Wirkungskreis.
8 ik-

Der Wirkungskreis der Bernfsgenossenschasten der Landwirte ist durch
den im ß 2 festgesetzte» Zweck derselben begrenzt.

Grundsätzlich ansgxschlofsen ist die Beteiligung der Bernssgenossen-
schaften an Erwerbsnnternchmnngen was immer für einer Art , somit
namentlich die Beteiligung an Erwerbs - nnd Wirlschasisgenossenschaften oder
Darlehenskassen durch Leistung von Beiträgen oder Übernahme von Anteil¬
scheinen oder Hastnngsverpflichtnngen.

Insbesondere kommen diesen Genossenschaften gemäß den durch die Landes¬
gesetzgebung und durch das Statut festznstellenden Bestimmungen folgend ! Auf¬
gaben zu:

u) die Vermittlung des Ankaufes der von den Genossenschaftern in ihrem
Betriebe benötigten landwirtschaftlichen Bedarfsartikel;

b)  die Vermittln » - des Verkaufes der landwirtschaftlichen Produkte der
Genossenschafter , insbesondere auch zur Versorgung des Hceresbedarfes;

e) die Anregung zur Bildung nnd Förderung , sowie die Beaufsichtigung
von Eiwerbs - nnd Wirischaftsgenossenschasten zur Errichtung von
Magazinen nnd Speichern für die Lagerung nnd den gemeinsamen Verkauf
landwirtschaftlicher Produkte , dann zur Errichtung von Kellereien,
Sennereien , Schlachthäusern , Backhäuser » und anderen für gemeinsame
Vera,Heilung und Verwertung landwirtschaftlicher Produkte bestimmten
Unternehmungen;

ck) die Anregung zur Bildung nnd Förderung von Genossenschaften nnd
sonstigen Vereinigungen , welche sich die Pflege der Land - oder Forstwirt¬
schaft oder die sonstige Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse zur Auf¬
gabe stellen;

s ) die Anregung zur Bildung neuer nnd die Förderung oder Bereinigung
bestehender Darlehenskassen , insbesondere von Naiffeisenkassen behufs
Pflege des Personal - und Lombardkredites;

k) die Vermittlung zwischen den Genossenschaften nnd den Landes -Hypo-
thekenbanken bei Aufnahme unkündbarer , dein Amortisationszwangc
unterworfener Hypothekardarlehen;

Z) die Vermittlung der Konvertierung hochverzinslicher in minderverzinsliche,
kündbarer in unkündbare , dem Amorrisationszwange unterworfener
Hypothekarschnlden;

ii ) die Mitwirkung bei der Organisation , Verwaltung und den Preis»
notierungen der landwirtschaftlichen Börsen nnd Märkte , sowie die Heran¬
ziehung von Mitgliedern der Berufsgenossenschaften zu den Schieds¬
gerichten der Produktenbörsen im Nahmen der jeweilig über die Börse-
organisalion bestehenden Normen;

i) die Mitwirkung bei der Durchführung der Lebens - , der Kranken -, Unfall »,
Jnvalidttäls - nnd Altersversicherung der in der Land - und Forstwirt¬
schaft beschäftigten Personen , sowie die Mitwirkung bei der Durchführung
der Feuer -, Hagel - nnd Viehversicherung , endlich die Mitwirkung bei der
Durchführung landesknltnreller Gesetze, insoweit die Bernfsgenossenschaf'
zu diesen Aufgaben durch besondere Bestimmungen herangezogen wird;

K) die Förderung des landwirtschaftlichen Unterrichtswesens , sowie die Ver¬
anstaltung von Vorträgen und Versammlungen zur Hebung der land¬
wirtschaftlichen Kenntnisse;

I) die Besorgung der landwirtschaftlichen Statistik;
m ) die Arbeitsnachweisnng nnd -Vermittlung , sowie die Regelung der Ver¬

träge mit landwirtschaftlichen Arbeitern durch Hinausgabe von Kontrakt¬
formularien u . s. w . ;

n ) die Fürsorge für die Durchführung der Samenkontrolc und den Verkehr
der Genossenschaster mit landwirtschaftlichen Versuchsstationen;

o) die Vermittlung des Rechisbeistaudes für die Genossenschafter;
p ) die Bildung eines schiedsgerichtlichen Ausschusses zur freiwilligen Aus¬

tragung der zwischen den Genossenschaftsmitgliedern nnd deren Hilfs¬
arbeitern ans dem Arbeits - nnd Lohnverhältnisse oder zwischen der Ge¬
nossenschaft und ihren Mitgliedern oder zwischen den einzelnen Genossen¬
schaftsmitgliedern entstehenden Streitigkeiten;

g) die Anregung nnd Förderung der Grnndznsaminenlegung , sowie die
Unterstützung bei Durchführung von Meliorationen ( Drainagen , Be-
wässernngsrnlagen , Tiefknltur rc .).
Es steht ferner den Berufsgenossenschafien der Landwirte das Recht zu,

Gutachten nnd Anträge in allen , berussständische und wirtschafiliche Interessen
der Landwirte betreffenden Angelegenheiten an die Staats - oder autonomen
Behörden über deren Aufforderung oder ans eigener Initiative zu erstatten.
Bei den Maßnahmen des Staates oder der autonomen Körperschaften zur
Förderung der Landeskultur , insbesondere auf dem Gebiete des Snbvkntions-
und Meliorationswesens haben sie nach den hiesüc grundsätzlich getroffenen
oder im einzelnen Falle vereinbarten näheren Bestimmungen mitznwirken.

Die londesfürsllichen nnd die Gemeindebehörden des Sprengels einer
Landesgeiiossenschafl , alle landwirlschafllichen Genossenschaften , Spar - und Vor-
schiißkaffen, Veikchrsiinteriiebmungen , Versicherungsanstalten , sowie die einzelnen
Landwirte des Sprengels sind verpflichtet , der Landesgenoffenschaft über deren
Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu
erteilen , die benötigten Nachweisungen zu liefern nnd die Landcsgenossenschaft
überhaupt in ihrer Wiiksamkeit zu unterstützen.

Rechtliche Stellung.
8 12.

Die Bernfsgenoffenschafien der Landwirte unterstehen nicht den Bestim¬
mungen des Gesetzes vom 9 . April 1873 , R .-G .-Bl . Nr . 70 , über die Erwerbs¬
und Wirschaftsgenoffenschaften.

Für die Verbindlichkeiten der Berufsgenossenschaft haftet nur die Ge¬
nossenschaft als juristische Person.

Die Genossenschaft wird durch ihren Obmann oder dessen Stellvertreter
gerichtlich und außergerichtlich vertreten . Doch müssen Urkunden , durch welch?
Verbindlichkeiten gegen dritte Personen begründ .t weiden sollen , vom
Obmanne nnd einem Mitgliede des Genossentchafts -Ausschnsses unterfertigt
sein . Betrifft die Urkunde ein Geschäft , zu dessen Eingehung die Zustimmung
des Genossenschafts -Ausschusses oder eine höhere Genehmigung erforderlich ist,
so muß überdies die Zustimmung oder Genehmigung in der Urkunde unter
Mitfertignng von zwei Mitgliedern des Genossenschafts -Ausschusses ersichtlich
gemacht werden.

Genosscnschaftsbciträge.
8 13-

Sowohl die Gründiiugskosteil der Bernfsgenossenschasten der Landwirte,
als die mit jedem Jahresschlüsse für das nächste Jahr zu präliniinierenden
Ausgabe » einschließlich des allsällige » ans dem abgelanfenen Jahre verbliebene»
Pafsivrestes , sind durch Beiträge der Genossenschafter zu decken, insoweit nicht
die Deckung durch andere Einnahmen erfolgt.

Die Beiträge weiden in Form von Zuschlägen zur staatlichen Grund-
stener eingehoben.
^ Die Landesgesetzgebnng bestimmt , von welchem Prozentsatz der staatlichen
«teuer angcfangen die Auslegung der Zuschläge einer Genehmigung bedarf.
Auch setzt die Landesgesetzgebnng den Prozentsatz der staatliche » Steuer fest,
welchen die Zuschläge überhaupt nicht überschreiten dürfen.

8 14.
Diese Zuschläge werden von denselben Organen und mit denselben

Mitteln wie die staatliche Grundsteuer eingehoben nnd genießen alle derselben
zukommenden gesetzlichen Pfand - und Vorzugsrechte.

8 15-
Gegen den auf Grund des H 14 ergangenen Auftrag zur Zahlung von

Genossenschaftsbeilräge » steht binnen Z0 Tagen nach erfolgter Verständigung
der Rekurs an die politische Bezirksbehördc und in zweiter und letzter Instanz
an die politische Landesbehörde offen.

Voranschlag und Rechnungsabschluß.
8 16-

Die Landesgesetzgebnng hat Bestimmungen über die Aufstellung nnd
Prüfung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse zu treffen , sowie auch fest-
znsetzen, inwieweit bei den Rechnungsabschlüssen sich ergebende Überschüsse zur
Bildung von Neservefoudes verwendet oder als Einnahmen ans den nächsten
Voranschlag übertragen werden.

8 17.
Wenn eine Bernfsgenoffenschaft es unterläßt , den gemäß den ZH 13

bis 16 ihr obliegenden Verpflichtungen zur Auflegung der Genossenschafts-
beiträge , Aufstellung des Voranschlages nnd Rechnungsabschlusses nnd allfälligen
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Dotierung des Reservefonds nachzukommen, so werden diese Maßnahmen je
nach dem für die betreffende Bernfsgcnossenschaft in Betracht kommenden
Sprengel vo» der politischen Bezirks- beziehungsweise Laudesbehörde dnrch-
gesührt.

Vertretung der Regierung und der Landcs-Ausschüffe.
8 18.

Das Ackerbauministerium und die politische Landesbehörde sind befugt,
je einen Vertreter in den Landes Ausschuß der Landesgenoffeuschaflenzu ent¬
senden.

Die Landcsgesetzgebungkann bestimmen, daß der Landes-Ansschuß eben¬
falls einen Vertreter in den Ausschuß der Landesgenossenschafteu entsende,
sowie daß in den Ländern, wo Bezirksvertretungenbestehen, auch von diesen
ein Vertreter in die Ausschüsse der betreffenden Bezirksgcnossenschaften entsendet
werden könne.

Landeskulturräte.
8 iS-

In jenen Ländern, in welchen auf Grund vo» Landesgesetzen Bezirks¬
genossenschaftend,r Landwirte oder ein Landesknlturrat bestehen, hat die Landes,
gesetzgebung bei Emsührnng der in diesem Gesetze vorgesehenen bernfsgenossen-
schaftlichen Organisation die näheren Bestimmungen über das Verhältnis dieser
Organisation zu den genannten Köipeifchasten sestzusetzen.

Hiebei haben insbesondere folgende Grundsätze zu gelten:
a) die bestehenden Bezirksgcnossenschafteu der Landwirte sind in Bernfs-

genossenschasteu im Sinne dieses Gesetzes nmznwandeln;
b) die Landeskulturräte sind entweder in Landcsgenosscnschafteu der Land¬

wirte nmzuwandeln oder doch wenigstens derart nmzubildeu, daß ihre
Organisation ans Grundlage der nach diesem Gesetze errichteten Bezirks-
(Gemcinde-) Genossenschaftender Landwirte aufgebaut wird, und daß sie
die durch dieses Gesetz den Laudesgeuossenschasten der Landwirte zu-
gewiesencn Pflichten und Rechte einschließlich des Rechtes zur Einhebung
von Beiträgen im Wege der Auflegung von Zuschlägen(Z 13) über¬
nehmen können.
In jedem Laude, in welchem ein Landesknlturrat mit nach Nationalitäten

getrennten Sektionen besteht, ist bei der vorbezeichneteu Umbildung diese Teilung
aufrecht zu halten, bei der Umwandlungdes Landcskulturrates aber eine diesen
Sektionen entsprechendeAnzahl von Landesgeuossenschaffenzu errichten; auch
ist bei der Zuweisung der Bezirks- (Gemeinde-) Genosseuschaflen an die einzelnen
Sektionen des Landeskulturrates, beziehungsweise an die Landesgenossenschafteu
die für die Sektionen des Landeskulturrates bestehende Teilung nach Nationali¬
täten anfrcchizuhalteu. Falls den bisherigen Bestimmungen gemäß die Be¬
handlung einzeluer Angelegenheiten oder die Verwaltung bestimmter Anstalten
im Landesknlturrate durch ein gemeinschaftlichesOrgan oder unter gemein¬
schaftlicher Mttwirkung beider Sektionen zulässig ist, so bleibt es der Laudes¬
gesetzgebung Vorbehalten, Bestimmungen über die Weiler gemeinsame Behandlung
solcher Angelegenheiten, beziehungsweise gemeinsame Verwaltung solcher An¬
stalten zu treffen.

Bei einer solchen Umbildung oder Umwandlung des Laudeslulturrates
steht es der Landesgesctzgebung zu, hinsichtlich Konstituierung und Statuten
(Z 10), ferner hinsichtlich Deckung der Kosten, Ausstellung des Voranschlages
und Rechnungsabschlusses(Zß 13, 16, 17), endlich hinsichtlich Vertretung von
Regierung und Land in den Genossenschaften(Z 18) Bestimmungen zu treffen,
welche der durch das betreffende Landesgesetzüber de» Landeskulturrat bisher
sestgelegten Regelung der angeführten Angelegenheiten sinngemäß entsprechen.

Besteht in einem Lande zwar ein auf gesetzlicher Grundlage beruhender
Landeskulturrat nicht, sonder» eine auf statutarischen Bestimmungen beruhende
landwirtschaftliche Korporation, welche für das betreffende Land tatsächlich die
gesetzlich den Landeskulturräten zugewieseuen Aufgaben ans dem Gebiete der
Landeskultur besorgt, so kann die Landesgesitzgcbungans jene landwirtschaftliche
Korporation znm Zwecke der Umbildung in die nach diesem Gesetze zu schaffenden
Bcrufsgenossenschasleu angemessene Rücksicht nehmen.

Verbände.
8 20.

Die im Sinne dieses Gesetzes innerhalb eines Landes errichteten Bs-
rnfsgeuossenschaften der Landwirte können sich behufs Erfüllung gemeinsamer
wirtschaftlicher Aufgaben zu Verbänden vereinigen.

Revision.
8 21.

Die Geschäftsführung der Gemeinde- uud Bezirksgenossenschasten der
Landwirte, sowie der im Sinne des Z I, Alinea 2 , iit. «, gebildeten beson¬
deren Berussgenossenschafteu unterliegt der Revision durch die nächst über¬
geordneten Genossenschasleu.

Zur Revision der Geschäftsführung der Landesgenossenschaflen ist der
Landes-Ansschuß berufen.

Die näheren Bestimmungen über die Durchführung dieser Revision werden
durch die Landesgesctzgebungfestgesetzt.

Oberaufsicht.
8 22.

Die Berufsgenossenschaste» der Landwirte unterstehen hinsichtlich der
Gesetzmäßigkeit ihrer Wirksamkeit der Aussicht der politischen Behörden und in
letzter Instanz des Ackerbauministers.

Falls eine Bernssgenossenschasteine besonders erhebliche oder fortgesetzte
Gesetzwidrigkeitbegeht, kann die politische Landesbehörde nach Einvernehmung

des Landesausschusses die Auslösung(Amtscntsetzung) der leitenden Organe
verfügen und zugleich die schuldigen Mitglieder derselben auf eine bestimmte
fünf Jahre nicht überschreitendeZeit des passive» Wahlrechtes für die Ge-
nosseuschaftsleilung verlustig erklären.

Die näheren Bestimmungen über die Durchführung der Aussicht werden
im Verordnuugswege festgesetzt.

Der Landesgesetzgebungbleibt Vorbehalten, Bestimmungen über die Auf¬
lassung von Berufsgenoffeuschaften sestznsetzeu.

Gebührenbefreiungen.
8 23.

Den Bernfsgcnossenichasten der Landwirte kommen bezüglich der Stempel-
und unmittelbaren Gebühren die nachstehenden Begünstigungen zu:

rr) die Gebührenfreiheit sür Empfangsbestätigungen über die Gmossenschasts-
beitrüge, sowie sür die Eintragung des gesetzlichen oder exekutiven Pfand¬
rechtes für dieselben;

b) die Gebührenfreiheit sür die Verträge, welche die Berufsgenossenschaften
un Sinne dieses Gesetzes mit Erwerbs- und Wirtschafts- uud sonstigen
Genossenschaftenund Verbänden schließen;

e) die Gebührenfreiheit für die Statuten der Berufsgenoffeuschaften;
ck) die persönliche Gebührenbefreiung hinsichtlich ihrer Eingaben uud Korre¬

spondenz mit den öffentlichen Behörden und Ämtern außer dem gericht¬
lichenV rsahren;

o) die Gebührenfreiheit sür die ausschließlich über die Rechtsbeziehungen
der Genossenschrftzu ihren Mitgliedern geführten Bücher- uud Geschästs-
anfschreibuugen der Bernssgenosscnschaftcn;

t) die Befreiung vom Gebührenäguivalentiu Ansehung des beweglichen
Vermögens; lücksichtlich des unbeweglichen Vermögens unterliegen sie
dem Gebührenäquivalente im Ausmaße von 1?/? Prozent des Wertes
samt Zubehör.

8 24.
Dieses Gesetz tritt in jedem Laude gleichzeitig mit dem ans Grund dieses

Gesetzes zu beschließenden Landesgesetze iu Wirksamkeit.
8 25.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Meine Minister des Ackerbaues^
des Innern und der Finanzen betraut.

Verzeichnis der im Neichsgesetzblattr nnd im iiandes-
gcsetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1002 publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Rcichsstksrhblntt

Nr . 78 . Gesetz vom 17. April 1902 , betreffend die
Vertretungsbefugnissc ter Advokalurskaudidaleu im Verfahren in Ubertretnngs-
fällen.

Nr . 80 . Konzessionsurkunde vom 19. April 1902
sür die Lokalbahn von Tabor nach Bechi».

Nr . 81 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz nnd des Handels vom 23 . April 1902,
betreffend die Verpackung von Tee.*)

Nr . 82 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 15. April 1902 , betreffend de»Wider,ns der provfforischen Zu-
lassnng der Eleltrizitäiszähler-Typen XXXVII, XXXVII O l< und XI.VII,
ivwie die definitive Zulassung der Elekirzitälszähler-Typen XXX X, XI4,
XI.V, XI.V u und I.IV

Nr . 83 . Konzessionsurkunde vom 19. April 1902
für die Lokalbahn von Sivötla über Ledeö nach Käeow.

Nr . 84 . Kaiserliches Patent vom 28 . April 1902,
betreffend die Einbenifnng des Landtages vo» Steiermark.

Nr . 85 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
nnd des Handels vom 23. April 1902 , belufs-ud die An
wenduug der Bestimmungen d,s Zuckersteuergesetzesauf Milchzucker und die
Einhebung der Verbrauchsabgabefür Milchzucker der T.-Nc. 329 bei der
Einfuhr aus dem Auslände.

Nr . 8K. Kundmachung des Finanzministeriums
vom 23. April 1902 , betreffend die Ermächtigung desk. k. Neben-
zollamics II. Klasse in Moos (Tirol) zur zollfreien Behandlung von voraus-
nnd nachgcsendeten Reiseeffekten.

Nr . 87 . Gesetz vom 4. April 1902 , betreffend die
Ergänzung des Gesetzs vom 15. Juni 1890, N.-G.-LI. Nr. 143, über die
Grundsteuerbefreinng phqlloxerierter Weingärten.

') Erscheint iu biejer Nummer der „Verordnungen ic." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 88 . Verordnung des Finanzministeriums vom
30 . April 1902 , z,„n Vollzüge des Gesetzes vom4. April 1902,
R .-G .-Bl . Nr . 87 . belrefsend die Ergänzung des Gesetzes Pom 15 . Jnni 1890,
R .-G .- Bl . Nr . 143 , über die Grnndstcue , befrei,,ng phylloxerierter Weingärten.

Nr . 8S . Erlaß des Ministers sür Kultus und
Unterricht im Einvernehmen mit dem Ministerium des
Innern vom 22 . April 1902 , an sämtliche medizinische Dekanaic,
betreffend eine Abänderung der mit Ministerial -Verordming vom 21 . Dezember
1899 , R .-G .-Bl . Nr . 271 , erlassenen medizinische » Rigorvsen -Ordunug.

Nr . SO. Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 26 . April 1902 , betreffend die neuerliche Fristerstreckung für
die Betriebseröffnnng einiger Linien des Netzes von Kleinbahnlinien im Ge¬
biete der königlichen Hauptstadt Prag und der angrenzenden Gemeinden.

Nr . Sl . Gesetz vom 27 . April 1902 , betreffend die
Errichtung von Berussgenossenschaften der Landwirte .* )

Nr . N2 Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit dem Ackerbanministerium vom
10. April 1902 zur Durchführung des Gesetzes vom 16. Juni 1894.
N .- G .-Bl . Nr . 127 , betreffend Gebührenerleichternngen für Darlehen und
Subventionen zur Wiederherstellung der durch die Reblaus (? i,z' IIoxsru
vastatrix ) zerstörten Weingärten.

Nr . S3 . Kundmachungdes Eisenbahnministeriums
vom 26 . April 1902 , betreffend die Konzessioniernng einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn in Marienbad.

Nr . S4 Kundmachung des Finanzministeriums
vom 1. Mai 1902 , betreffend die Errichtung einer Zollamtsexposilur
in Szeged.

Nr . SU. Verordnung des Justizministeriums vom
11.  Mai 1902 , betreffend die Aktivierung des Bezirksgerichtes in
Dobrzan.

Nr . so . Verordnung des Justizministeriums vom
11 . Mai 1902 , betreffend die Aktivierung des Bezirksgerichtes in
Weipert.

Nr . S7 . Kundmachungdes Eisenbahnministeriums
vom 15. Mai 1902 , betreffend die Vereinbarung erleichternder Vor¬
schriften vom 25 . Februar 1902 für den wechselseitigen Verkehr zwischen den
Eisenbahnen Österreichs und Ungarns einerseits und Deutschland andererseits
rücksichtlich der nach dem internationalem Übereinkommen über den Eisen¬
bahnfrachtverkehr ansgcschlosscnen oder bedingungsmeisezugelassenen Gegenstände.

Nr . S8 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 15. Mai 1902 , betreffend das Sondcr-Abkommcu vom 12.Apr>l
1902 zwischen der k. k österreichischen Regierung und der kaiserlich deutschen
Regierung zum internationalem Übereinkommen über den Eisenbahnfracht¬
verkehr für die deutsch-österreichischen Verkehre.

Nr . SS . Kundmachung der Ministerien der Finanzen
Und des Handels Vom 9. Mai 1902 , betreffend den Ver¬
schleiß der zur Kontrole des Gewichtes der Landesgoldmünzen der Krouen-
mährung im öffentliche,i Verkehre zu benützenden Gewichte und der amtlch
zur Ausgabe gelangenden Goldmünzwagen.

Nr . ISO. Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 11. Mai 1902 , betreffend die Abänderung der mit Verordnung
des Eisenbahnministeriums vom 16 . Juli 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 176 , er-
lassenen Vorschrift über die Uniformier,ing der Bediensteten der Staats - und
Privateisenbahnen durch Einführnng einer Uniformblnse für die Beamte»
und Beamtenaspiranten.

Nr . LSI . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 15. Mai 1902 , womit das Verfahren in bürgerlichen Nechts-
streiligkeiten vor den Konsulargerichte » geregelt wird.

"1 Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen !c." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 102 . Erlaß des Finanzministeriums vom
5 . Mai 1902 , mit welchem neue Anleitungen , und zwar I . zur Be¬
stimmung des Nohzuckergehaltes zuckerhältiger Waren auf analytischem Wege,
ll . znr Prüfung der Schokolade auf den Kakaogehalt und lll . zur Be¬
stimmung des Gehaltes an unverändertem Alkohol in Parfüms , Essenzen
u . dgl . kundgemacht werden.

6 . LlliidcsgcsekMatt.

Nr . 2S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 14. April
1902 , Z . 36507 , betreffend die der Gemeinde Bisamberg erteilte Be¬
willigung znr Einhebnng einer Bierauflage von 3 II 40 Ir für das Jahr 1902.

Nr . 30 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 14. April
1902 , Z . 36509 , betreffend die der Gemeinde Maigin erteilte Bewilli¬
gung zur Einhebung einer Bieranflage von 2 L für die Jahre 1902 , 1903
und 1! 04.

Nr . 31 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 17. April
1902 , Z . 36510 , betreffend die der Gemeinde Haiilfeld erteilte Be¬
willigung znr Einhebnng einer Bierauflage für das Jahr 1902.

Nr . 32 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 17. April
1902 , F . 36538 , betreffend die der Gemeinde Mördern erteilt - Be¬
willigung znr Einhebung einer Bieranflage für das Jahr 1902.

Nr . 33 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 17. April
1902 , F . 36566 , betreffend die der Gemeinde Höflein an der Donau
erteilte Bewilligung znr Einhebnng einer Bieranflage für das Jahr 1902.

Nr . 34 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 24. April
1902 , Z . 2661/ ? r., mit welcher die Einteilung des Erzherzogtumes
Österreich unter der Enns in staatliche Forst - und Forstaufsichtsbezirke , be¬
ziehungsweise die Dislokation des forsttechnischen Personales der politischen
Verwaltung in Niederösterreich verlautbart wird .*)

Nr . 33 . Kundmachung des niedervsterreichischen
Landcs -Ausschusses vom 7. April 1902 , Z . 21835,
betreffend die Statuten für die Kaiser Franz Josef -Landes -Hsil - und Pflege-
austalt in Maner -Öhling und für die niederösterreichische Laudes -Pflegeaustalt
für Geisteskranke in Dbbs.

Nr . 30 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 24 . April
1902 , H . 37948 , betreffend die Verlautbarung des zwischen der k. k.
Staatsverwaltung und dem niederösterreichischen Landes - Ausschüsse abge¬
schlossenen Übereinkommens über die Ausführung der Verbauung und Regu¬
lierung des Schlatten - und Schwarzenkaches im Gebiete der Gemeinden
Schnblingkirchen , Schlatten , Theinberg . Sticklberg , Wiesmath , Schwarzenbach
n, 'd Hochwolkersdorf.

Nr . 37 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 29. April
1902 , Z . 41037 , „,it welcher das von der Wassergenosscnschaft in
Guuiersdorf mit dem niede,österreichischen Landes -Ausschuße und der k. k.
Staatsverwaltung in Gemäßheit des Z 5 des Gesttzcs vom 11 . Dezember
1901 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . I ex 1902 , betreffend die Regulierung des
Ginotbaches und seiner Zuflüsse und Entwässerung versumpfter Grundstücke
in der Gemeinde Guntersdoif , abgeschlossene Übereinkommen verlautbart wird

' ) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen ,c." vollinhaltlich ausgenommen.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher Redakteur : Magistratsral Dr . Friedrich Edler v. Radler.

Papier aus der k. k. priv . Pitteaer Papierfabrik . — Buchdrucker « E . Kainz R . Liebhart , vormals I . B . Wallishanfser.


	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56

